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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung einer 
Übergangsvergütung für die am Ende des Wirtschaftsjahres 1972/1973 vorhandenen 
Bestände an Weichweizen, Gerste zur Brothersteiiung geeigneten Roggen und Mais 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide^), zuletzt geändert durch 
die Akte 2) im Anschluß an den am 22. Januar 1972 
in Brüssel Unterzeichneten Vertrag über den Beitritt 
neuer Mitgliedstaaten zur Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und zur Europäischen Atomgemein- 
schaft 3), insbesondere auf Artikel 9 Absätze 1 und 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der in Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG genannten Übergangsvergütung soll 
vor allem vermieden werden, daß zu dem Zeitpunkt, 
zu dem die monatlichen Staffelungen der Interven- 
tionspreise enden, umfangreiche Getreidemengen zur 
Intervention angeboten werden, obwohl ein großer 
Teil des eingelagerten Getreides vor der neuen Ernte 
direkt auf dem Markt abgesetzt werden könnte; die 
Lage bei den Beständen an Weichweizen und Gerste 
in der gesamten Gemeinschaft sowie bei den Bestän- 
den an zur Brotherstellung geeignetem Roggen in 
einigen Gebieten der Gemeinschaft führt dazu, für 
diese Getreidearten die in Artikel 9 der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG genannte Übergangsvergütung zu 
gewähren. 

Obwohl in der gesamten Gemeinschaft bei Mais 
ein Zuschußbedarf besteht, muß damit gerechnet 
werden, daß in einigen Gebieten gewisse Mengen 
zur Intervention angeboten werden; daher ist auch 
für Mais eine Übergangsvergütung festzusetzen, die 


Vermarktung einer Ernte geht in der Regel über das 
Ende des Wirtschaftsjahres hinaus; durch die Ge- 
währung einer Übergangsvergütung ließe sich ver- 
meiden, daß bedeutende Mengen Mais, die sich am 
Ende des Wirtschaftsjahres auf Lager befinden, in 
den letzten Monaten des Wirtschaftsjahres auf den 
Markt gelangen. 

Da die Richtpreise für das Wirtschaftsjahr 1973/ 
1974 noch nicht festgesetzt worden sind, ist der 
Betrag der Übergangsvergütung in Höhe des Unter- 
schieds zwischen diesen Richtpreisen und den im 
letzten Monat des laufenden Wirtschaftsjahres gel- 
tenden Richtpreise festzusetzen. 

Für Getreide, das 1973 in der Gemeinschaft geern- 
tet wurde und bei dem daher keine Erhöhung der 
Kosten durch Lagerung eingetreten ist, kann die 
Übergangs Vergütung nicht gewährt werden; wegen 
des Zusammenhangs zwischen der Interventions- 
regelung und der Übergangsvergütung ist diese nur 
für Getreide zu gewähren, das gesund und handels- 
üblich im Sinne der in Durchführung des Artikels 7 
Absatz 5 der Verordnung Nr. 120/67/EWG erlasse- 
nen Vorschriften ist. 

Die Übergangsvergütung muß im Hinblick auf ihre 
Anwendung in den neuen Mitgliedstaaten an das 
dort bestehende Preisniveau, das von demjenigen 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammen- 
setzung abweicht, angepaßt werden; es ist ange- 
bracht, als Berechnungsgrundlage hierfür nicht mehr 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 
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den Richtpreis, sondern den um den für jede Getrei- 
deart und für jeden betroffenen neuen Mitgliedstaat 
anwendbaren Beitrittsausgleichsbetrag verminderten 
Richtpreis zugrunde zu legen; unter diesen Bedin- 
gungen muß die Übergangsvergütung in den neuen 
Mitgliedstaaten um den Unterschied gesenkt wer- 
den, der zwischen den für 1972/1973 und 1973/1974 
gültigen Beitrittsausgleichsbeträgen besteht; führt 
das Ergebnis dieser Senkung zu einer negativen 
Zahl, so ist die in den betroffenen neuen Mitglied- 
staaten anwendbare gemeinschaftliche Ubergangs- 
vergütung gleich null - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Für die am Ende des Wirtschaftsjahres 1972/1973 
in der Gemeinschaft vorhandenen Bestände an 
Weichweizen, Gerste und zur Brotherstellung ge- 
eignetem Roggen wird eine Übergangsvergütung 
gewährt 

Der Betrag dieser Vergütung ist gleich dem Un- 
terschied zwischen dem im letzten Monat des 
Wirtschaftsjahres 1972/1973 geltenden Richtpreis 
und dem Richtpreis des ersten Monats des Wirt- 
schaftsjahres 1973/1974. 

2. In den neuen Mitgliedstaaten wird die Über- 
gangsvergütung um den Unterschied zwischen 
den für 1972/1973 und 1973/1974 gültigen Bei- 
trittsausgleidisbeträge der betreffenden Getreide- 
art gesenkt 


Führt die Senkung zu einem negativen Betrag, 
ist die Übergangsvergütung gleich null. 

Artikel 2 

Für die Bestände an Mais, die am Ende des Wirt- 
schaftsjahres 1972/1973 in den Überschußgebieten 
vorhanden sind, ist die nach Artikel 9 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG zu gewährende Über- 
gangsvergütung gleich dem Unterschied zwischen 
dem im letzten Monat des Wirtschaftsjahres 1972/ 
1973 geltenden Richtpreis und dem Richtpreis des 
ersten Monats des Wirtschaftsjahres 1973/1974. 

Artikel 3 

Die in den Artikeln 1 und 2 genannten Übergangs- 
vergütungen werden nicht gewährt für Getreide aus 
der Ernte 1973 oder für Getreide, das nicht die er- 
forderliche Mindestqualität für die Intervention hat, 
und außerdem, soweit es den zur Brotherstellung 
geeigneten Roggen betrifft, nicht die nach Artikel 7 
Absatz 5 der Verordnung Nr. 120/67/EWG festge- 
setzten Bedingungen für den Zuschlag erfüllt. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
15. Mai 1973 - 1/4 (IV/ 1 ) -680 70- E- Br 7/73 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 24. April 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

Gemäß Artikel 9 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
bestimmt der Rat jährlich vor dem 15. März auf Vor- 
schlag der Kommission nach dem Abstimmungsver- 
fahren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages, ob 
und inwieweit für eine oder mehrere in der Gemein- 
schaft geerntete Getreidearten eine Übergangsver- 
gütung gewährt wird. 

Der Rat hat noch nicht die Preise für das Wirtschafts- 
jahr 1973/1974 festgesetzt; um jedoch das gute Funk- 
tionieren des Marktes sicherzustellen, ist es ange- 
bracht, bereits jetzt die Bedingungen für diese Ver- 
gütung festzulegen, um Interventionen von Getreide 
zu vermeiden. 

Wie in den vergangenen Jahren erscheint bei Weich- 
weizen die Gewährung einer Übergangs Vergütung, 
die eine größtmögliche Normalisierung des hfarktes 
erlaubt, notwendig zu sein. Dagegen wurde für Hart- 
weizen und Gerste eine Übergangs Vergütung bisher 
nicht gewährt. Während für Hartweizen die Zuschuß- 
situation sich nicht geändert hat, ergeben sich in 
diesem Jahr bei Gerste für bedeutende Mengen Ab- 
satzschwierigkeiten. Es ist daher ausnahmsweise 
angebracht, für in der Gemeinschaft geerntete Gerste 
eine Übergangs Vergütung zu gewähren, mit der die 
Intervention der überschüssigen Mengen am Ende 
des Wirtschaftsjahres vermieden werden kann. Bei 
Brotroggen besteht die Überschußsituation fort, und 
um den Übergang zum neuen Wirtschaftsjahr ohne 
Interventionen zu erleichtern, empfiehlt es sich, die 
Überschüsse zu vergüten. 

Für Mais ist nach dem vorerwähnten Artikel 9 jedes 
Jahr eine Übergangsvergütung in den Überschuß- 
gebieten zu gewähren. 

Um das angesetzte Ziel zu erreichen, nämlich die für 
den EAGFL kostspielige Intervention zu vermeiden, 
sollte für alle in Frage kommenden Getreidearten 
die Übergangsvergütung auf dem höchsten Niveau, 
d. h. dem Unterschied zwischen den Richtpreisen zu 
Beginn und am Ende des Wirtschaftsjahres festge- 
setzt werden. 

Die Preise in den drei neuen Mitgliedstaaten liegen 
noch unter den gemeinschaftlichen Preisen. Der Un- 
terschied zwischen den gemeinschaftlichen und den 
Preisen der neuen Mitgliedstaaten wird in jedem 
Wirtschaftsjahr durch Beitrittsausgleichsbeträge 
zum Ausdruck gebracht. Die gemeinschaftliche Über- 
gangsvergütung ist dadurch zu korrigieren, daß der 
zwischen den für 1972/1973 und 1973/1974 gültigen 
Beitrittsausgleichsbeträgen bestehende Unterschied 
in Abzug gebracht wird. Führt der Abzug zu einer 
negativen Zahl, so ist die Übergangsvergütung in 
den betreffenden neuen Mitgliedstaaten gleich null. 
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